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A 一 下 ` - " E cu 
Quem Per jicichsfuhrr- ' em Berlin-Halenseea, déa 15.4.4. 
f $ , = . ; NC Kë * - R 4 e 
„eichskommissär für die Fes Kurfiirs*tendame: 142/143 


deutschen Vo)kstuns 


Kach ~ ~. petu c 


interne Ri E für ^ic L2rwend 
Ger Polenverusgens varoréaune vou 11:91» 


Zu AT, 
— T 
4. 9. aun — "P: EE : s Ce 
Die Verordnung gilt nioht nur-in den einsegliederten Cstgebi>»- 
ten, sondern für das gesamte Gebiet des Großdeutschen Riches, 
Aussciiließlich des Generälgsuvernsnents. Dort gilt vielnehr 
die Verordnung des G:neralgouverneurs über dis Beschlagnahms 
an privaten Veruögsn im Generalgouvernenent vom 24.1.1940 
(VerorCumegsblatt des Gener^lgouverneurs I ilr.6 Seite 25 ff.). 


Persönlicher Geltungsbereich. 


Die Verordnung erstrec!t sich auf alle Angehörigen des oema- 
ligen polnischen Staates., Nach dou 1.9.- 1959 vollzogsne Staats: 
bngehürigisitsünderungen, dio sich z.5. aus der Teilung Polens 
oder Curch Sinbürgerungvon polon in Ffeindstasten: oder. iu neu- 
tralen Zusland ergeben ;ónner., sind unbericksichöigt zu lesson 
Wer also ma 1.911939 polnischer steatsonge Uriger war, uni >r- 


Oo” , z 
liegt der Verordnung, 95 svi denn, daß die Zusnehuevorgchriít 


des § 1, Absı2 Tlatz greifi. 


| 3.) Nech § 1 \bs,3 Ziff.u der Verordmnig iver dio Dautsshe Vol" Ge 

liste und die deutsche StaotsangeBcrigkeit in den eingegliedei 
ten Ostgebieten vom 4.3.1941 (RGBl.I 3.118) werden den Anre- 
hörigen des ehénaligen polfischen “taates solche Staatenloson 
nic itdsutscher Vou szugehdrigiceit gleichgestellt, die in Gebiet 
dog sherol issn po stu .tes ihren “ohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt hatt Me 'OMe Oan min 05300. > Ainenn 
Grundsatz bei der “andhabung der vo.”ir,..den Verordnung 
ebenfalls ane awenn 


WE HA TII HILD TREU 
IR : 
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USA Exhibit, 9/2 _ 
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4.) vie Veror: tying: ¢ ot ts dasa fen | nicht für kdelsauftkörtge o ! 
Tusländer, auch nicht für rsichsangehörig* oder iromds;^26.io5e 
werden eder Volrspolen, die in ;sbiet des Bionalig.n Do KK 
Staates ifrön Toansitr oder. -swöhnlichen „ufenı.ra)t nten 
oder dort oder anderwärts Veri.öpen vesitaen. 


Soweit Vermigen von Juden deutscher Z.ichssnygeun5rig.oit oder 
-Treuder Stantsengshörigkeit in don Osvgsuicten bccohlsgnab.: 
wordén ist, uug dahar, wenn iss r jecuverbelt -inw 1dfrei fost- 


EI 


gestellt ist, dio Aufnebung C.- . suchi-gnehne ausgcos,ro?hbhen wei“ 
den. vor der .ufhobung ist jedoch mit ausreichender viet der 
zusttncigen Staatspolizeisto..19 oder Stu’ tspolizceilsitstelle 

© davon ittevilumg zu machen, CAD suites des 3cedenantes mangels 


Zustiindiskeit die ceschlagnahms aufyshobon werden müsse, 


5.) Besaden am 1.9.1539 -ngehtrige des cLoucligen polnischen  taates 
nsben der polnischen itaatsangentrig!.2it noch die ‚vorTsangıhr- 
rig\-sit sines anderen Utaates (z.5.smoriva), c^ iincdot die Jer- 
ordnuaz en sich cvenislls onwendiuig, jedvch ist vor 3i:oituag 
irgendwelcher .RPR epp das Aamtirrluvodsnant sofort hiərher 
zu berichisn, ceiii zuvor dus notwondigg. invernebnem mit dou 

er Auswärtigen Art oder dem scindiicmnuis sar hor5esto.lt werden Lan. 


6.) Die wichtige ;usn hrovorsehri?t des ` 1, Abs.2, wird eine Fralr- 
tische Arbeit unc vcr allen definitive 1:55nah. on erst dam auf 
Grund der vorlierend>ı Verordnung ermitlichen, wens auf Grund. 
T Vollstuuserlassos vou 12.9,1840, der Vsro-canung vou 

1941 vad des iiumderlas.2s C28 “oier ministers des Invers 
Kr — der deacscheu Otaatsawe leit dwch enevclige 
po-aisone wid Nenziger Staatsaugeliörige von 19.7.1941 (Ie d oo Ee 


0 5000 
Cis tléruig der Vollisz.;chärigseit im "in: ‘ter? ondgurtig eciolgt 


ist. 


Jerümlich der £ngehnörigen dcr urvpp-n III und IV der Dentschsa:- 
Vo!.:slisto (vgl.meinen iria vom 12.9.1940) sicht die Verorcxmng 
MOLi 4.5.1941 vor, dai Gic Mnz;eh3rigen dieser haiden Uruppan, 
trotz Aufnchne in die Deco Vol-sliste, dio Starisangehörig- 
keit nur im "ere der ingeleindi\: corung srlengen. Darüber hinaus 
werden die Jugehörigen dor Gruppe IV (Ronegate:) auch in 
der-,inz^]51n5t»v ”om yomBene® wu 855 deutscho Cer 
keit enui Viderruf arlangen. Jolenge „aeg PIA 
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bürgesung nicht erfolgt ist, gilt die amsnanuieverachriít. des $1, 
Abs.2; noch nicht, denn sie setzt voraus, daß die batroffenden 
Psrsonen die deutsche Staatsangehörigkeit erworben heben. Bis 
zu den genennten Zeitpunkt, also bis zum unwiderruflichen szwerb 
der deutschen Staatsangshörigkeit, unterliegt dus Vermögen der 
Genanntam Fersonen den wernshmen nach der Folenv:mwögansvor- 
ordnung s . 7 


Von dieser Möglichkeit dorf jedoch zunächst k3in Gebrauch gemacht 
werden, weil die Angehörigen der b>idem Gruppen nach Mogliohkeit 

oingedeutscht warden sollsn. lahore Richtlinien tiber die Rehand- 

lung der beiden Gruppen ergslıen nesonders. 


Der | 1, Abs.2, Satz 2, gestattet weitere ‘osnahnen hinsichtlich 
des persönlichen Geltungsbereiches der Verordnung. Diese Aus- 
Aahr'an werden von nir von Fall zu Fall bestimmt. 


Zu 2 


1.) Die Vorschrifien des hkbsatzes 1 vnd 2 gelten nur dann, wenn auch 
die persinlicuen Voraussetzungen des § 1 gegeben sine. 


2.) Die Voraussetzungen der Jeschla-nohuemBglichkeit noch 5 2, Abs.2a 
sind ebjektiv stets dann gegeben, wenn ER sich z.B. wi Grundbe- 
aitz handelt, der cinem Pelen gehört. Denn der pelnische Dron 
besitz wird restlos für die Festigung deutschen Volikstuus benó- 
tigt. 


3.) Von der kiglichkeit, die Boschlagnahme auf einzelne Vormtgons- 
geganstände zu beschrän!:en, wird seitens der Boden8Smter weit- 
gshend Gebrauch zu wachen sein, ds vordringlich dis Aufgabe der 
urfassung des Gıundbasitzes ist, Ts braucht also voi der Be- 
Schlegnahne nicht jedes ial sofort das gesamte Voradgen einsr 
Person beschl: mrhut zu werden. Dies ist auch nicht imer zweck- 
mäßig, da durch die Beschlagnehue eine Verentwor:'uug der zü- 
ständigen Stelle bogründct wird, 


4.) Bei Absatz 4 handelt es sich nur un eine 3ell-/orsohbriit, Ihr 
Ziel ist eine Arbeitserleichteruns für die Boda änt sr, 











1.) Geniia $ 4, Abs.1, Satz 1, verliert der bisherige Berechtigte 
durch die Beschlagnahme lədiglich dic Verfügungsbefugnis. Da- 
gegen geht durch dio Beschlagnahme noch nicht die Verfügunes- 
befugnis auf die beschlagnahnende Stelle über. Die Verfürungs- 
befugnis über Leschlagnahmtes Vermögen im Bereich der Lend- 
wirtschaft Steht susschlisBlich der Ostland in dea Grenzen der 
jerordnung vom 12.2.1940 zu und kann auf den Reichs rommissar erst 
denn übergehen, wenn er durch — — genäß 6 © dər Verordnung 

í Eigentümer geworden ist. | 


EN a na Ld * 
~ 一 


> e 2.) Durch © 22, Abs.1 b, ist klargestellt, daß § 4, Abs.1, der Ver- 
ordnung äuch bei öffentlich bewirtschafteten Betrieben gilt. 
Da jedoch die Verfügungsbefugnis Ger Polen bereits durch § 3 
der Verordnüng von 12.2.1940 erloschen ist und durch eine Be- 
schlagnsahie saftens_ des Todenamtes keine Verfügungsbefugnis 
des Reic -oumissars er seiner Dienststellen begründet wird, 
het die von den Jodeniirt ezit-ausgesprochene Beschlagnahme prak- 
tisch wr die Bedeutung siner Vorbere itung der späteren Binzie~- 
hung des Grundbesitzes. Sie verhindert lerner, daß die Verfü- 
gungsbefugnis des Folen wieder auflebt, wenn die Ostland eine 
Verfügung des Polen zulägt, oder etwa aus irgendwelchen Gründen 
dio Öffentliche Bewirtschaftung avfhebt. 


ze + Ss 


-$ 4, 4bs.2, sowie die $$ 5-8 gelten im Zustindizkeitsbereich 
des Neichskommissars in don eingeglisderten Ostgebieten über- 
heupt nicht (vgl.4 22, Abs.l b). Denn der öffentlichen Bewirt- 
schaftung durch den Generalverwalter nach der Verordnung vom 
12.2.1940 unterliegen alle in den einzegliederten Ostgebieten 
gelegensn lendwirtschaftlichen Gründsiticke, sow2it sie nicht 
am 1.9.1059 im Eigentum vdh Fersonen deutscher Volkszugshörig- 

tr kommt also nicht darauf an, ob im Zinzelfall 
sin polnisches Grundstiick wit einem Detriebslaiter der Ost land 
besatzt ist oder nicht. 3 


Zu y 


1.) Im Gegensatz zur Beschlagnahiıe, die nur den Charakter einer vor- 
bereitenden Sichemmerm-"rtma nrt eohi Inrch die Sinziehung 
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das betreffende Vermögen in das Digentum des Deviíscica “eiches 
endgültig t-r, 


2.) Im Hinblick auf die Tragweite der Dinsishung haben sich die 
Bodenänmter trotz ihrer an sich gegebenen Muständig':eit jeder 
Einziehung von polnischem Grundbesitz zu ea:lalten, soweit ich 
nicht im Cinzelfall durch das Zentralbodenamt etwas anderes 
best imme. 


3.) Die in $ 9, Abs.2, genannten Richtlinien fir die Feststellung 

—"(des-einzuziehendon Vermögens sind gleichbedsutend mit den big" 
herigen Erfessungsgruncsät.en, dis weiterhin in Kraft bleiben. 
Weitere Bestimmungen bleiben vorbehalten. 


Ae ÄR 9, 5058.3, wird voreassirhtlich durch dia !:ommeonde Schulden- 
regslungsverordnung cine Umgestaltung erfahren. 


5.) Nach Absatz 4, Savz 1, steht im Bereich der Landwirtschaft die 
Verfügung über eirgezogenes Vermizem mir zu. Di: “intragung iu 
Grundbuch hat daher zu lauten: "Deutsches eich, vertreten durch 
den Reichsführer-.j Reichskomaissar für die l'sstigung deutschen 
volkstuns". Der Neichskommissar ist seinerseits nach Absetz2'4, 
Satz 2, gehalten, das "lu arnshnen mit dem Ncichsornährungs- 
minister herzustellen. Das Grundbuchart ist jedoch nicht befugt 
im Yinzelfall nachzuprüfen, ob dieses Einvernchmen vorlisgt às 
nach außen hin, nach bsatz 4,.3atz 1, der Reichskommissar alg 
cingetragener Eigentümer für sic. allein verliügungsbsrachtigt 
ist. 


6.) Das bei Verfügungen über zingezoranes Vormögen oinzuhaltende 
Verfahren ist in der Dienstanwoisimg ir. 38 innerhalb nciner 
Dienststelle näher geregelt, 


1.) Da dic Anordmtme einar Einziehung von Grundbesitz mir zunächst 
für jeden Zinzelfall vorbahalten bleibt, untersage- ich augirüct- 
lich jegliche Zusagen hinsichtlich iner spät. TE 
über einzuziehendes Vermferr, sowoi* inh nich. in „Anzelfell 
etwas anderes anordne, 








"ET 


2 
Zv § lo. 

1.) $ lo gibt cine 3ondorregeluuz für juristische <*rsonen USW., 
an denen noboa 701.3 £.B. auch Deutsche bet:iligt waren. $ lo 
enthält alsc kein: orschüpfcnüs Reg-lung dsr Behandlung des 
Termügens von juristischen Personen. 


Bei rein polnischen eder iiidischen juristischen Personen, 
Gesellschaftsn us. gilt vielmehr der Grundsatz des $ 1 in 
Verbindung mit dem woitgofa8ten Vermógensbegriff css § 3. Das 
Varmögen solcher juristischer -crsonen ist els mittelbares Ver- ， 
eg3n von Polsn genau so zu b:hendeln, wio das unmittelbare © 
Privat-Vo.rmSgon dor Folen solbst. Steht also z.3, sin londwirt- 
schaftliches Grundstück im sigontum einer rein polnischen tim- 
ges2llscheft, so unterliegen nicht nur - wie aus § lo, Abs.3, 
ontaommon werden könnte - dic Aktien dsr Polen der ginzichung 
zu Gunsten der H&upttreuhandstelle Ost, sondern das Grundstück 
der Akticngoscllschaft kann selbst durch das Bodinant zu Gum- 
sten does Ncichskomuissars eingezogen werden, 


Bei juristisch:n Forsonen usw. kann os im Tinzelfall zweifslhaft 
sein, ob sie als juristische Personen dss Frivatr:chtes oder 

das öffentlichen Nschtes od:r als Träger des jtaatsvermogens 
enzuschen sind. Im letzteren Jall würde lediglich die Verorduung 
über dis Sicherstellung das Veraügens da ch.maligem polnischen | 
Staates vom 15.1.1940 "Late greifen. Es besteht zwischen dor 
haupttrevhendstolla Ost und mir Binigkeit derübsr, ded der 32- 
griff dus Svaatsvermigcns ong zu Tassın ist und in allen zweifel- 
haften Fallen nicht dis Verordnung vom 15.1.1940 sondern dis 
vorliegend2 Verordnung vom 17.9.194c angowsndet werden soll, 

Im Pinzelfell ist z.B. zwischen dor Eaupttreuhandstclle Get und 
wir klarg.stellt, daß die Bank Rolny und dsr.n Vor gon der Ba- 
handlung nach der vorlisganden Verordnung untsrlicgt. 


“ber die Zehandinne der Wir^^-uv.rmOgons ergiäen pach nahoro 
"izisungen. 








H2856 — 0010 


2 EC 一 个 — — € 


A Zu 511. 

I.) Die Do»?.námter haben sich nach wie vor darauf 2% beschränken, 
cinon Durchschläg Car "oschlagnaımeverfigung dem Grundbuch, 
einzureichon mit der Biwte, die Beschlagnahie in der bisher 
üblichen Foise kanıtlieh zY xeeben, Sow.zit-in 2inzoifall cin 
Bedürfnis für oino Sintrag mz in Abtoilung II dss ^rundbwonoes 
gegeben erscheint, habe feh mir gegenüber dem ivichsjustiznini- 
sterium dos ‘echt yor»ehaltzn,.oin rögulros Bintragungs.rsuch. n 
cesnahuswsise zu stellen, 


aee 


Der Herr sichsminister dc^ Justiz hat sich d mit cinverstendcn 
erklärt, da. dic Beschlarmahme kolicktiv für den gosamton su 
einer Gemeinde ghörmdädin Grundbesitz ausgesprochen wird, wann 
dieser in zahllose kleine Parsvhlen 2orsplittert ist und voll- 
ständig im polnischem Jigentum st3ht. .uoh das Ersuchen um 
„spntlichmachung der össchlaruh:> im Grundbuch Yederf kzinsr 
nöhoren Aufrliedérung. 


6 11, .\0s.2; besicht sich vor allomverf den Fall der "incl" 
In Fell der Binzichung eincs Grundstückes het sich also das 
Srsuchen dus Dodenumtés an das sruadbuchant nicht auf Eintragung 
des Devtschen Reiches usw, zu richten, sondern auf 2orichtigung 
des Gruadbuches durch Tintragung des Deutschen .ciches usw. 


| Zu § 12. 
& 12, Abs.7) re>clt die Zuständigkeit zwischen der H^O und mir. 
Diese Zustöndigkeitsebgr:nzung richtot sich nech der sachlichen 
Zugehörigkeit eines der Yeschlsgishme witerliegenden Vurnögens- 
gegarstandes zum Bereich der Landwirtschaft oder gu den gosem- 
ten übrigon Sereich der Tirtschaft. 


Dieser Gründsätz wirde konsequent durchgeführt zur Yolge haben., 
da? Vermdgensmassen, die aus wirtschaftlichen Notwendigkeiten 
heraus eine organische winhsit oi den, zerrissen würden. Un 
solche unerwünschten "olgen zu vorhindern, gehören im Sinne der 
Verordnung lesnüvirtgehBivliChe-.isebenbetriebe, die an Sich ge- 
warbliche ietriebe sinc, mit zur .ixrtsch:ft. Der ħegrif? dei 


$ 








Lar dwi stsehafilichen a&ucnt2ovriobo istein der . fl^. des . c ious- 
viuiscors für road Lsadwirtsoneft vou 20.12.1939 den J 
finie a: 


BS ist zwisc"ss der i22, der Ostl.nd wa Mr worsinbart worie 
dag londwirtsehaftlicio ‚et.iebe, die in inon org ‚nischen 

Os aumenhang m.t einem Indvsirieunterns® ss Stin, der Da 
Stuncigveit der MO Une -rlisgen. lin orgen ische ^USOUmonb c 
wird iusvesoncere dann Feze)en sein, wenn der lonoyi naft- 
liche strieb auf bereits abgebeuten oder ncch ebgvu vendon 
sergw.iksgoländs liert, nicht Me wenn zu cin wa indistrie}. 
lon Uniernalwen landwirt ‚sscnuaftlicha Hier TANS: dderür die 
-ufgave habon, cie Ver Psörrung vo» einen sichsreusriollen 
oder als . ı siauschobjeit bei sinsr spatcren ".vgróozi 
andustricaniccen verwandt gn wercsa oc.r zer der r 

“isbhuberei des — des ind. Siriellen Ur ternehunens 
diene: bestimmt waren, 


GD unterscheiden vo^ de; „riff der (2benbetriebe sind dic 5: 
uischten .triebe, sf, Kieinbüuerlicns betriel2 nit wostwirc- 
schaft eder mit ;; tarorei_ oder et ¢inea Loini'vhanmr: cornch en 
(cl orvtirfer), Oonüglioh dieser rmischten Detriebo, die sich 
ro5-iaaddig A cure keinzeichıen, da^ der eirielsiwirber woder 
in dom landsirtschaftlichen Dotri25 noch in 324; Bswers EEE 
-Strio Tür Sich allein ino volle ixistenzgrv. diasc hat, ist 
zwiSchen dor ii), der Ostler wid nir folgendes veriubart 
worden: U5 soll Arrauf "e Ob Cor Disherise 
Jlgsntiueor aus cen loidwirtschurtlichen "Teil des ‘stricbsver- 
Bicens oder doi gewerblichen lberwiersid seinon nswiter- 
holt bostritton hat. In Stadtiirsisen sollen Sogn mto Acker- 
birgor 2153 der USvendir eit cer HTC unterfalloid 
weruoen, wenn doar landwirtseoncrtlieh MODO EA TS Gruudbasitz ° 
Morgon riot Uvsrsteirt. Bei CoLischten Riede e 901.. 
fillweise oatschieder werden, CA oin landwiı Prischuftlichär 3a- 
trieu mit COWert Lichen dot snbetri sd: cdor Ger wgekohrt? :2?1 
vorliert, Bei -Ponnbar*5it der  otriebes soll crundsützlio" Tl zug 
aua; Qrí^!gen. 


3ezirlich der Te ER EA do: wrtnereioa ist folgendes ver- 
sin art: Nandelsgurtasrzien, d.h. solute Järinereien, 
im wesentlicher iit dor "riterveräußemune ^de. de  Verarveitune 

UNO 


Qis sich 
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Hr 2251725 iYZ Suen I ara 
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^m DIOU 
ch 4*4 Ur 


noreien, deen —— und 
gen innerhalb statischer, 
. Soweit st#dtische GErtne- 
„etriedsvsraögen außerhalb der gə- 
sch iossé aula-2 bewirtschaften, soll fallw:i entschieden 
werdon, ob ein gowarblicher odor lzndvirischat 
voriiezt. lle sonstigen, insbesondere Ge ländlich 


reien gehören zur Zuständigkeit des „Pichskomissärs und" unto2r- 


liegen der 5ffo2ntiichsn Sewirtschaftune durch di? Ostland. 
rt svr Zugtonc 


‚nnerhalb gosch!os* 
zeitig? Mutzwigsert, 


ee also solches, 
j2beuungsplan 
— hiorfür gilt 


zur Debaaung ge.igncten, inncrhalb der Staut- 
V 


Licna die Nutgungs- 


> 


grundsätz 


i T BEE "gë "PN oe E Sé TY > 
rt am 1.11.1939. Zo be: erneer zwischen dp ZT) und der 


das Fü P Kein 
Le 


anderen DEA mteignungs- 

ledorion Osis.bi.ten nicht guscestanden 
mn ich Gelände Für 
zu noch au verein- 


Sur Versi 


Jie vorstcLend niedergelegten Gosichtspunkts weaerdon dm Sinzel-- 
fall nicht imur ausreichen, un Zwoifol über die Zuständigkeit 
auszuschlisflen. os ist Cosuslb swisch.n der! der Ostland 
upd mir ver.inberi werden, daz allo Zweite “agen oer die 
Zuständigkeit on Ort vnà 3tell2 vo 2 | 8 sust ndigen 
Vertr"uensmona dot Lem Auhensi È des Bcdenamtes 
und dem Trcisclsnàw11 op OSUtl-ud AER, zodii worden. 
Einipen sich diese örtlichen Dbe! len nicht, so sollen je ein 





Im 


Verireter der Gartreuhendsiolls, des Bodenautes und des Be- 
zirksleiters der stland gemeiasem entscheiden. Bei therein 
stimmung aller årci tellen !Snnsn auch iusnahmen von den unter 
den vorstehzuden Ziffern nisderzelagten allgsnsinen Grundsitzen 
‚&emecht werden. Hini 3n sich auch die Vertreter in ‚ger Gau- 
instanz nicht, so ist hierher zu berichten. m 


8.) $ 22, Abs.1 b, zählt diejenigen Bestiurüngen GC Fëmmen, "9 
auf, die in Goltungsbereich der Vi. rordnuag vom 12.7. ‚1940 Anwen- 
dung finden sollen. Da dis 5 12, Ahs.2 und ^ id 3 151 tnd 15- RT 
Abs.1b nicht ausdrücklich erfgeftihrt worden sind, “ist: die uniu- 
treffende Suffescong enictanden, als ob insbesondere § 12, fbs.2 
und $ 13 auf de: landwirtschaftlichen ?ektor, also im Zustiin- 

 Qigkeitsoorsich des Reic..skommissers, Überhaupt nicht Anw:in@ung 
finden. Jeusegentiber ist folgende Auffassung zu vertiaten: E 2^, 
Abs.lb zählt nur dicjenigen Bestimmingen auf, bei denen os gwei- 
felhaft s.in könnte, ob sie auch auf Grundstücke oder "_triobe 
Anwendung finden, dic der tffentlicue: Dewirtschaftung unter is- 
gon. Der „vichslo,.missar ist renäß $ 12, Abs.2, salbstverstini- 
lich befugt, die ..usübung seiner :.2sfvgnisse anf andere Stellen 
(Sodsndm ser) zu übertragen, Zine Solche Ubortraguag ist bezis- 
lich des Beschllagnair orechtes aul dio 3odenümter bereits allge- 
mein erfolgt. Darüber hinaus übertrage ich gemiß § 12, Abs.2, 
euf meine Beeuftragten (Bodenzmtor) cuch die Befugnis aus § 15, 
Abs.2, § 16 und 19 dor Verordnung, soweit mir solche Rechte 
zustehen. Vor der Uvertragung ausgeschlossen sind die Befvgnisse 
aus § 18, 20 und 21 der Verordnung, die ich mir selbst vorbe- 
halts. 


4.9.) Soweit gegen liernskuen der Bodenänter Reschwerde eingslegt wird, 
ist zu unterscheiden, ov Oe Beschwerde sick auf die Behauptung 
stützt; daß der Seschwerdefiihrer devischer Volkszugehtriger sei 
($ 1, Abs.2, der Vzrorduung) oder ob die Beschwärde auf andere 
Gründe, z.B, auf mangelnde Zustäudirkeit des Bodenantes, ein 
unzuléssiges Vér ohren ousr soascige Gründe g3stützt ist. Uber 
die Behandlung der reinen ‘oli-stumsbeschwerde vgl.6 19. Alle 
enderen Beschwerden sind gemäß 6$ 12, 408.2, Satz 2 - 4, mit 
kurzer Stellunmahne dos Bodsnastcs.aa-das.Zeatrel bodenamt wei- 
terzuleiten. Dies vilt tuch dann, wenn dio Beschwerde offan- 





“sichtlich unzulässir ist, weil. die j § 12, bs-2, 
letzter Satz (zim Jaur) verstricnen ist. Pel dcr Behandlung von 
Beschwerden ft d.von auszugehen, daß dis Seschwerdefrist erst 
wit dem Inkrafttreten cer vorliegendsa ferordm'ng frühestens 
beginnen konnte. 


zu 993. 


Auch $ 15 gilt im Cuctzndirkasltsber.iuh dcs aeichs'*om"isgprs, 
bh 


und seiner Di:nstotellen, obwohl er in 4 22, ..b5.1b nicht aus- 
äric"lieh aufgeführt worden ist. 


Das in $a cerceolte Ver.ahren lehnt sich noch an die ursprüng- 
liche “egelimg, des Solkszurehörig.eitsverfihrens an, dic aut 
den ür!aß des L..iehsuinistsrs des Imucrn von 25411,1928 nin 
sotroffen war. Durch die Verordnung voi 4.5.1941 sind DPI 
an die Stelle des in $ 13 erwähnten Neciermmesprasident si v32W. 
des "eichsministers des Innern die Di: ‚nststellen dor Deutschen 
"Wolkslisie bezw, dsr Oberste Prüiungshof getroten. 

In der Praxis sind erbobliohe Zweifel darüber entstanden, was 


mit den "orten "so ist das Verfehren aus@usetzen" in § 17, 
Satz 1 gomeint seis% 15 regelt, wie Doreits bemeri:t, einen 


Unterfall der noch ê 12, .bs.2 zulissigsn 3eschwerde, nin iehi , 


die sozmannie Volkstumsbeschwerde. Wenn es also in § 15, Satz 1 
heißt, dë das Verfähren auszusetzen ist, so ist damit das 
Beschwerdeverfahren gene eint. Die Reschlagnehme oder sonstige 


Maf;ahmen gegen die die ceschwerde Sich ric.tst, bYedbt 


verstänälich während der Diu? der sussetuvng des Seschwe 


varfahrens aufrecht erhalten, wie Sich aus § 12, Absı?, 
ergibt ("die Deschwerde hat keine evisclicbende Virkung" 


Zu Salt. 
OLe"Bestimmme, daß Verfügungen schriftlich abzusetzen und dem 
Potroffenen bskenntzuzeben sind, ist cine lu2-Vcrscuriít, von 
deren Tinhaltung die "irksamkeit der lerfügung BAL, DÉI, De- 
schiaenahne und Einziehung werden also erst mit dom Zeitpun;t. 
der Bekanntgabe an ten Betroifenen wirksan. 


Sine Dinhäaltung dieses Verfahrens bei dor Eesthlagnakus in 
jedem Dinzeltall würde richt nur für wich und die Bodenimtez: 








Im 


eins erhebliche 5elastung bedeuten, sondern cuch u.U. zu einer 
Rounruhigung cer .sevilkerung führen. Ich srmächtige deshelb 
die Bodenamter, in dan Fällm, wo nicht wag;n der Größe des 
Besitzes oCor wegen bestehender Zweifel an dem Vorliegen der 
persönlichen Voraussetzungen (Volkszugehörigkeit) sine Bokennt- 
gabe an Con 3etreffendeu unerl2Dlioh ist, diese semäß § 14, 
Abs,2, durch Aushang, Anschlag odor öffentliche ekennt- 
macuung zt. ersetzen, Bei der Anwendung diíesor Formen der Er- 
satzzu.sisllung ist jedoch wiederum daraur Piicksicht zu nehmen, 
do8 eine 3eunruhigune, insbesondsre der länctichen, klein- 
bäuerlichen Lov8lkeruag wter allen Umständen vermieden werden 
nu^, 

Sesiiglich der vor Inkrafttreten der Polenvamögsnsverorduiung 
(5.10.1940) avszesprochenen 3eschlagnahnen wird auf die 1us- 
führungen unten zu $ 22 Ziff.4 vorwieson. 


Mir die 2inzishung bestimme ich, das di? Zekäanntg.be oi: den 
Betroffenen iz Linzeifrl1l durch Benechrichtirrng zu erfolgen 
hat. 


Bekanntgabe der Beschlagnahme-oder EinziehungsveriUügung, Aus- 


hang, anschlag oder 6ffentliche’Sskanntmachnr ist allein Sache 
des 3odenamtes oder meincr Dienststelle v-à nismals Aufgabe des 
Amtszerichies, 


achden durch die vorliegende Verordnung nir uud den von nir 
oenuftragton ?vsllen -in eigenes Necht ztr Beschlagnahme uan? 
„inzishung — übertirngen ist, ist es nicht uiehr erfor- 
darlieh, die Soschlagnahme-ocer „inziahungsverfügunsen formel 
durch die PEE us unterzeichnen zu lassen. 
Hin nev. gefaites “ornular für die Neschlaguah sem. "inzie- 
hunssv2rfügung sind als Anlage 1 und 2 bodigefiict. 
\ 
an fice: im »crzich der Landwirtschaft in den Ost- 
nicht, „ie in $ 22, .bs.lb erwähnte Verordnung von 
4o bestii t in ihrea $ 5, daB nit dem Inkrafttreten 

jener Verordumng die bisher Terechtigt:n (alse 2.23, die pol- 
nischen "irestünsr eines lendwirtscenaft lichen E EEN 
das. Vorwaltrags-vad Verfürwissrecht verlicron, soweit nieht 
insdescndare i; $ 4 anderes »Sestimmt ist. Mach A ^ Sind aber - 
diese Jerson2^ nur für eine Über 


acu 





1 


um "TT 


A Ln l = | 
Nahnen einer ordauseSméfigen Verwaltung befügt. Dagegen sind 


mech 6 4, Abs.2, lotzter Satz der Vsrord:wung vom 12.2.1940 


" verfügungen über Grundstücke sowie deren Verpachtung schlecht- 
^ hin-wnzülissig. im Geltungsbereich der Verorinung von 12.2.2040, 
Geh, in der gesamten der Uffentlibhsn Bewirtschaftung unter- 
Liegenden Lendwirtschaft kann-sich also ein genehmigungspt liich- 
tiger Grundstiicksverkehr nach $ 15, Abs.1 überhaupt nicht gnt- 
wickeln. Aus diesen Grunde ist in den angegebenen Rahmen ; 15, 
- Abs.1 überhaupt ausgeschlossen. 


Trotzdem bestelt ein vom Reichsjustigninisteriun und anderen 
stellen anerkanntes 2edürfnis dafür, die Dienststcllen dos 
„sieliskommissars in den gese:.ten noch zußssigen Grundstücks- 
ver ut in den eingerlioderten Osigebieten .inzusehalten, 
ürfahrunzsgsmäg werden den Dodenántorn zahlreiche Kuufverträge 
usw. vorgelegt, deren Wirksamkcit zweifeluaft ist, weil die 
Volkszug2htvigkeit der 3steiligten nicht feststeht. Aus den in 
vorhergehenden Absa sz entwickelten Gründen arschöpfen sich die 
Befugnisse der Boden ter darin, vei den Dieostscellen der 
Doutschen Volks] iat > die Volkszugekörigkeit der Beteiligten 
sc ermitteln und Sch danach darüber schlüssir zu werdau, ob 
des betreffende Gruaàdstüc" der Res ulagnahme ——— In 
diesen Falle wäre des Verfürvnssgesc ift unzulässig. Sind die 
Vertregspert2icn dagegon einwandfrei Deutsche der Gruppen | 
und II, so ist zu erklären, daß des Geschäft wabedensxlich ist 
(§ 15, Abs.2). 


„ie in 5 15, Abs. 1 vorgesshene Genehmigung eines Gescheites 
von Folen kommt bei Grundstücken, die der öffentlichen Bewirt- 
schaftung unterliegen, niemals in Frage. 


Zu § 26. 


Auch diese “sstimmung gilt nicht für öffentlich bewirtschaftete 
Be;rpie»e. lur diese zilt das gonerelle /“wangsvollstreckungs- 
verbot des § 6, /.ts.1 der Verordnung vou 12,2.1940. Insoweit 
wönnen also Swuigsvollstrec.:wgen, die nach ' 6, bov2 der 
Verorduung vou 12.2.1940 schlechthin unzuläss”z sind, nicht 


etwa durch eine Zustimmung des Rodenantes zulissig werden. 








Auch diese bestin ung hat nach $ 22, Abs.lb für die Arozit 
der “Sodendmter*koins ;r^ktisohe Bedeutung. 


Die 3;fuganis, das fir die Deschlegnahn2 in Setracht koumende 
Vernögen Sifentlich eufzurefon, behalte ich mir sesi voro 


— 


Zu 9 19. 
Das Tacht des Tisichskommissars und sciner Dienststellen von 
jedermann iv3!vnft zu verlangen, wird insbesondere für die 


 Lnfra»ssn dev Bodentimter an die Dienststellen der Deutschen VOL SS 5 


liste prektisch werden. 


; u h 以 和 


Die Erstattung von Strafanzsirn gemäß ^ 20 oder Strefantragen 
gemäß § 21 behalte ich rir vor. 


<1 


Unberührt durch die vorliegend: Verordnung ist die Verordnvng 
von 51.1.2940 reblieben, soweit es sich um meine Befugnis zur 
Brteilung von Unbedenklichlkeitserklärungen bei Grundstücksge- 
schäften hardslt. 


Zu Absatz 2 ist klarzustellen, da? dos Beschlugnahme-und Sin- 
‚ziehwigsrecht der Polizei, insbesondere bei staatsioind!)ichsm 
Vermögen oder Ger Gerichte tad Staats. awaltschsften auf Grune 
der trafprezeBordnung unbariihrt .leibt. 

Nach § 22, Ass.3 sind zwtr ausdrücklich nur die lLabBaelaen und 
— der kommissarischen Verwalter von cem Geneli- 
gungszwang der Vsrordnunr vow 31.1.1940 freigestellt, darüber 


inaus bedürfen auch die von mir. oder neinon Dienststel.en 
getro: fencon bia Snelimen und .echtsgeschäfte, also insbesondcre 
die .inziehung oder Yeitervoräußerung von Givnesiiclren nicht 
mehr der Genehzizung nach der Verorinung vom 51.1.i940. 


4 


L 
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4.) Nach 27, CERN Sind alle von den ?odenämtern mit Hilfe der 


Stautspolizeistellen vorre:.omue nc Beschlagnahmen nach wie vor 
gültig, da sie dzm visher e Recht entsprachen. Sie 
brauchen infolgsdessen nicht mehr von den 5odoacntern selbst 
nocheinrial ausgesprochen oder bekanntge:acht s: werden. Da- 
gegen entbahren alle inzwischen etwa eríolgten 'inzielugs- 
maßnahmen oder V2rüufioruagen von Grundsiüicken bezw. hierauf 
gerichtete Verpflichtungen nach den bisneripai Recht jelsr 
Rechtsgrundlage .w;ie werdau auch nicht’ durch % 22, Abs.4 
sanktioniert. | 


Anträge seitens anderer Stellen auf schriftliche DestsTigung 
bereits erfolgter Eorschlignchuen, zinzishung»n oder der Zin- 
setzung komnuissarischsr Verwalter sind bis zum 31.10,1920 

in -ein:u Fall gusiallt oder gar genehnigt worden, Die g0- 
geneunten wildoa Jeschlagnahmen sind also ausnalmsios spätestens 
mit dew 31.10.1940 unwirksam geworden, soweit sie nich; schon 
vorher jzder recu vogrundiege entbehrten. 


M 


-Jgrircdetrührez 





| - Entwurf 
y 5» i NIS y - V 
ech? qt 
€ Der Here "Lund I ?olizeiführer ‘.  Gotenhafen, den. 
Kam A Danzig-VWestpreugen | 


dq T Beauftragter: "des Reic omnissars 
ae: Festigung en Volkst oe 


B o denamt 


2 

A 

t ` 
"2 


| (Aktenzeichen) 
SC 


E ingie h ungsverfügun d 


Auf Grund des $ 9 in Verbindung mit § 12 der Verordnung über 
die Behandlung von Vermögen der Angehörigen des ehemaligen 
polnischen Staates vom 17.September 1940 (RGPl.I 3.1270) wird 
zu Gunsten des Deutschen Reiches 
vertreten durch den Reichsführer- ;, 
Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums, 
das gesamte landwirtschaftliche Vermögen, insbesondere der - 
das - landwirtschaftliche Betrieb - Grundstück - nebst allen 
Zubshör | 
ME VU UE iR: A VR. Eh 8 a 
(folgt Name mit letztem Wohnsitz) 
ERC CE e fb gcse und belegen in — 
| NEM Besitz-Nr. | Gemeinde) 
Amtsbezirk 
Sammelgemeinde s s s e 9». 4. én wv Kreis 
Gemeinde 
verzeichnet im Grundbuch des Amtsgerichts . 


WA ee Oe e e Bde « e e OBliNr. eingezogen. 


Die Zinziehung des landwirtschaftlichen Vermögens wig - durch 
- das öffentliche Fohl, insbesondere die Festigung aute schen 
Volkstums erfordert. 


Die Beschlagnehme ist ausgesprochen worden am . + , 


(bei Beschlagnahmen, die nach dom 2,0Xtober erfolgt sind, muß 
förtgsfahren werden: ) 


und dem Betroffenen am . . . . . . bekannitgegeben - Dio Be- 


à tabs an den Batroffenen ist durch Aushang im Bodenant 
er worden ($$ 2, 14 Pol,Verm.VO.v.17.9.1940). 


T TI [TIT | 





mm 


Entwurf. 


Der Höhöre und Polizcifuhrer Gotenhafen, Gen ee ve 19 
l Nyat Iyaa- Se re “a H 
Danzig-Westpreußen Grat Spee-Straße 7 


Beauftragter des Reichskommissars für 
die Festigung deutschen Volkstums 


Bodenant 


(Aktenzeichen) 


ug 

Auf Grund der Verordnung über die Behandlung von Vermögen 
der Angohérigen des ehemaligen polnischen Staatss vom 17.Septcm= | 
ber 1940 (RGBl.I 3.1270) wird das gesamte landwirtschaftliche 4. 
Vermögen dor in dor nachstehenden Liste im cinzclnon aufgeführ- 
ten Personon, insbesondere die dort nähcr bozoichnoton land- _ 
wirtschaftlichön Betriebe und Grundstücke nebst allem Zubshtr 

für das Doutsche Rsich | 
vertreten durch den Reichsfihrer-.. 

Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums 

beschlagnahmt. - 

Diese Beschlagnohme erfolgt unboschadet der nach § 1 der Ver- 
ordnung über die öffentliche Bewirtschaftung land-und forst- 
wirtschaftlicher Betriebe und Grundstücke in den cingeglicdor- 
ten Ostgebisten vom 12.Februar 1940 (RGBl.I 5.355) angsordnsten 
öffentlichen Bowirtschaftung durch den Gonerolverwaltor (Ost- 
deutsche Landbewirtschaftungsgascllschrft m.b.H.) oder einer 
aus anderem Rechtsgrund zulässigen Wirtschaftsführung. 


Der Leiter dos Bodanmtcs 
7 (ÜUutorschrift) 
Siegel: 
"Tbrenstbezsichumg)” 


UL LL LLL ud 


Mormerk: | | | 
— —Bekünntgegeben gemäß $ 14 der VO vom 17.9.1940 
‘durch öffentlichen Aushang 
e Zustellung 0713779 一 一 
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t Honatsbericht, 
I-l- 


An den 


Reichskommissar für dte Festigung 
deutschen Volk=*ums 

- Stab tant 一 
Bauptabte Statistik 


Berlin-Halenses 
SS SSS SS TID SS EE 


Zurfürstendamm 142/145. 


| In der Anlage wind der Mtighettederteht Zay dom Moast 4 
Mai 1945 übersanät. Die beim ZBi, im Bearbeitung befindlichen - | 
14 655 Brfassungsbogen über 105 598,51 ha entfnllon saf das. ife ap 
Bodengmt Posen. "e, Tk 


Insgesamt sind 969 Z2rfascungsbogen mit 6 nsi ba ` i: 2 
in die Kartei übertragen. Daneben wurden 197 Erfassungsbogen 二 
für A-Betriebe erstellt. Auf Grand der eingegangenen Berichti- | 
gungen warden 6 910 Erfassungsbogen geändert und aie Kartei 
üshingehend berichtigt. Ba sind somit im Borichtemonat 8 eg 
. Exfassungsbogen von den Karteien bearbeitet worden. Weiterhin 
wurden Hationalititenberichticangen suf Grund der Deutschen | ` 
Volkeliste in größeren Unfange vorgenommen; die laufend einge- : 
henden Einziehungsverfügungen sowie die grundbuchlichen Bo- 
nachrichtigungen der Antegerichte warden in die Kartei über- 
tragen. Zugleich wurden Beschlagnalmeberichtigungen, die sich | 
nen n vn — 
ergaben, vorgenommen. 


In Auftrages 





| 
Le 


° | 


I] 


Dansi;-# esp: ue, Poser 


Ke unl ein LEE Betriebe — lom. 


"In die Kartoi ibertragans 
he 


4 fd 3 
Sc | 
2 766,98 ^ 1 503,84 
214,59 2 794,72 
P 725,81 6 535,78 
Stand am — 
31.5.1943 | -一 — | 
- Dansig-Vestpreusen 2 130 149,91 129 ook 2012) 93,03 A 为 6 1 441 064,42 
Posen | | A 319,18 377 596 3%) 872,97 2 228 2 895 250,04 
Zichen au 1 654 730,48 Vo 715 1/64 481,79 119 697 1 197 372,78 
Schiesia . | ~ 1o27 640,58 260 726 1/026 979,37 139 941 、 LI 


Gosantergebnis 8 848 836,15 907 al 8 228 880,16 @3 92 6 097 5,68 


— — — — — — — — — — —— — — — — — —— 
— 


Boin "DD in 


DL -]doül m — —— —— — — 


lo 
Insgesamt ı 959 256 8 952 4 为 ,46 
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Yorgi Vermögensrechtliche Behandlung der — III und IV 
der Deutschen Volksliste. 


eis id hRS ez 
H riine- 56 il 
Trirs-Albrecht-Straße 8 


"Reichsfihrer | 


Es wird erforderlich sein, unmittelbar im Anschluß an den 
Ürleß der Durchführungsbestimmungen für die Überprüfung der 
Bevölkerung in den eingegliederten Ostgebieten vom 12.9.1940 
im Were einer allgemeinen Anordnung sowohl für den landwirt- 
schaftlichen als auch für den gewerblichen Sektor Bestimmungen 
über die vasmögensrechtliche Behandlung der Gruppen III und IV 
der Deutschen Volksliste zu treffen, d 

Die Lösung dieses Problems. ist umso dringlicher, als sowohl 4 
Fo CO iebe als such landwirtschaftiiche Betriebe, die. 
Aingzehturigsn der Gruppen III und IV der Deutschen Volksliste 
gehören, drinrend zum Sinsatz von Umsiedlern benötigt wer rden. T 


Im Interesse einer möglichst schnellen und wirkungsvollen ^* 
jindeutsehung und einer bnlämöglichen vermfgensrechtlichen Lose j 
lösung dieser beiden Gruppen in den eingegliederten Ostgebieteñ, | 
hält es die hiesige Dienststelle für richtig, daß die Gruppen 
III und IV der Deutschen Volksliste, soweit sie Grundbesitz | 
in den eingerliederten Ostgebieten haben, enteignet werden und ^ 
zwar die Gruppe III grundsätzlich gegen volle Entschädigung, "oi 
die Gruppe IV dagegen gegen eine von Vell zu Fall festzu- | M. 
getzende znts chädigunge eo 


Von diesem Gedanken ausgehend unterbreitet die hiesige ^ ch, 
Dienststelle gehorsamst folgenden Vorschlag für di RRE" cz: eg 
rechtliche Behandlung der Gruppen III und IV der Deutschen J 
Volksliste zur Genehmirung, 4 


MUR vu 





ete leet 


À 
b 
% 


e 3 — — penpan a ge vm? 


"Mit Rücksicht arauf, dag die Angehtrigen dieser Gruppe 
“"gweokmitigerweisc grundsätzlich voll entseh#aist werden, erg 
oo. scheint es unbedenklich, Gag men ihnen den freihändigen vor Léi 
Eer ihres Grundbesitzes an geeigaete Stellen oder Personen 
` pestattet. Der entscheidende Gesichtspunkt bei der Behandlung 
dieser Gruppe wird sein müssen, daß sie ins Altreich verpflanst 
wird. Dazu werden An der- Regel polizeiliche oder arbeitseinsats- 
mäßige Maßnahmen ausrsichend sein. Man wird daher, ohne das 
Ziel der Zindeutschung zu gefährden, den Angehörigen dieser 
'Gruppe die Liquidation ihres in den einzerliederten Ostgebie- 
ten belezenen Grundbesitzes zunächst selbst überlassen können, 
Es wird sich empfehlen, den Angehörigen dieser Gruppe eine 
Frist zur Liquidation ihres Grundbesitzes von etwa 3 Monaten. 
zu ge ewähren. Sollte die Liqkidation innerhalb dieses Zeit- 
raumes nicht dur geführt werden, so wüßte bestimmt werden, daß 
der landwirts chaftliche Grundbesitz nach Yristablwf von der 
“ Ostdeutschen Landbewirtschaftungsgese ellsch aft in Bevirtsohafe 
mang zu nehmen i ist und daß die Verwert ung dieses Grundbesitzes 
alsd: mn dem Reichskormissar überlassen wird, der eine Intschä- 
dieung festzusetzen hat, 


€ 
PI 


Die Verwertung des Grundbesitzes kann in den Fallen der vom 
bezeichneten Art auf Grund des Landbeschaffungsgesetzes für 
Zwecke der Wehrmacht durchgeführt werden. Voraussetzung hier- 
für ist, daß das Landbeschaffungsgesetz für Zwecke der Wehr- 
macht entsprechend der Neufassung des Führererlasses in den 
eingezliederten Ostgebieten für anwendbar erklärt wird, 


der Deutschen Volksliste, 
(Renegaten), | f Z'" ës 
UP? nh aed f WA 
In Anbetracht dessen, daß die Angehörigen der Gruppe IV 


grundsätzlich keine volle "ntschädigung erhalten sollen, kommt 
für , sie ein sreshliniiger Zackeg? ihres Grimdbesitzes oder eine 


LU LIUM 








Im 


mac Anwendung des Landbeschaffungsgesetzes, das ebenfalls eine 
volle ! Entsohüdigung vorsieht, nicht in Betracht. 


Die hiesige. Dienststelle hält eS für zweckmäßig, die Ent- 
eiymung des Vorztgens dieser Personen suf Grund der Verordnung 
über die Schendiymg ron Vermögen der Angehtricen des ehemali^on | 
polnischen Staates vom 17.9.1040 durchzuführen, Dies ist ohne 

i lich, ds die Angentricon der Gruppe IV der Deutschen 

— nicht ohne weiteres die 

Deutsche Volksliste die deutsche Staatsangchtriekeit erwerben 
sollen, sondern sie ihnen erstnach Bewährung später durch Ein- 
bürrézung verliehen werden soll. 


Die bewälrung ci inr mehr oder weniger hohen Entschädigung 
ward durch Ale “inziefune nach der Verordnung von 17.9.1940 
an sich nicht ausgeschlossen, Vielmehr ist die Regelung der 
Art und des Unfanzes der Entschädigung bei einer “inzichung 
von Vermögen in 5 9 Abs.5 der Verorünung ausdrücklich vorbe- 
halten geblieben, is müßte im "ege einer Verwaltungsverorähung, | 
die Lizvernehmsn mit dem Neichsfinsnzeinister vormussetzt, dem 3 

eichskommisser die „ımäch vi geng erteilt werden, vorbehaltlich 

der endsiltigen Regelung der Entseh “Cipung bei der inziehung 
Vom Vorm. zen von Lenepeten eine teilweise Entschiidicung in Geld 
gu gewähren, deren Höhe d n des Reichskommissars Hber- 
lasscr. bleibt. | | 

sine solche Regelung bietet folsende Vorteile: 
a) Es sind keine neuen gesetzlichen Maßnahmen erforder ECH 


b) das Verfahren der Einziehung ist wesentlich einfachor als 
jede Inteirnung, 


c) die Gewährung der sntschádirung ist eine der richterlichen 
Nachprüfung entzogene Billigkeitsmagnahme. 


Sie gestattet, jeden "einzelnen Renegaten so zu behandeln, 
wie er es nach seinen in der Vergangenheit liegenden Verhalten 
verdient. 


> 


gez.Greifelt 
'=Brigedeführer 
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